
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 5 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  12.05.25 

 19:30 Uhr bis 21:15 Uhr 

im Rathaus in Kürzell   

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder  

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann entschuldigt 

Andreas Gauch  

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli  

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann bis 20:06 Uhr 

Sven Leuthner  

Christian Maurer ab 20:34 Uhr 

Paul Santo  

Gerald Sensenbrenner  

Hugo Wingert  

 
die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer  

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 
die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Matthias Wiedemer  

Franziska Reiff  

Lasse Rieck bis 20:13 Uhr 
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Zuhörer 5  

Presse 2  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsge-
mäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

Nach Rücksprache mit den Leitungen der Friederike-Brion-Grundschule und des SBBZ vom 
09.05.25 wird der Tagesordnungspunkt 4 vertagt.  

1. Frageviertelstunde 

Ein Zuhörer verweist auf die letzte Sitzung und äußert, dass nach seiner Erinnerung der Bahn-
vertreter damals erklärt habe, es sei keine Fahrradstraße an der Brücke vorgesehen. Bürger-
meister A. Schröder stellt klar, dass die Brücke in der geplanten Form kommen wird. Weitere 
Abstimmungen zur Einfädelung des Fahrradwegs in den bestehenden Verkehr seien noch er-
forderlich und müssten geführt werden. 

 

Gemeinderat S. Leuthner überreicht im Namen der Gemeinderäte S. Leuthner, P. Santo, K. 
Fuhrmann und T. Kölli einen gemeinsam gestellten Antrag an Bürgermeister A. Schröder: 

Antrag auf Aufnahme eines Tagesordnungspunktes in der nächsten Gemeinderatssitzung.  

Antrag der KWG Meißenheim-Kürzell, der ProListe M+K und der AFD Meißenheim zur Bepro-
bung von Gartenbrunnen an der Gemarkung Kürzell 

- Beprobung von 15 Gartenbrunnen an der östlichen Grenze von Kürzell 

Ausgangslage 

Das Landratsamt hat Verunreinigungen durch PFAS (Per- und polyflouorierte Alkylsubstan-
zen) im Grundwasser entdeckt, die vom Flugplatz Lahr ausgehen und auch Kürzell betreffen. 
Bei der Ortschaftsratsstizung am 5. Mai 2025 wurde die Situation erläutert. PFAS können in 
die Umwelt und im menschlichen Körper anreichern, da sie schwer abbaubar sind. Die Quelle 
der Verunreinigung ist der Flugplatz Lahr, genauer gesagt dessen ehemaliges Feuerwehrge-
bäude. Bei Untersuchungen im Rahmen der Altlasten-Sanierungsplanung habe man in diesem 
Bereich eine erhöhte Konzentration von PFAS entdeckt. Diese Kontamination des Grundwas-
sers reicht bis nach Kürzell. Hier sehen wir einen akuten Handlungsbedarf 

Zielsetzung 

Die Kürzeller Bürgerschaft hat ein Recht zu wissen, mit welchen Belastungen im Grundwasser 
auf ihren Grundstücken zu rechnen ist. Mit einer solchen Beprobung erhält man mehr Sicher-
heit, ob die Kontamination wie vom Landratsamt Ortenaukreis eingeschätzt werden, hin-
nehmbar sind oder ob der Zustand des Grundwassers negativere Grenzwerte aufweist. Je 
nach Ausgang würden die Ergebnisse dem Landratsamt Ortenaukreis, Amt für Wasserwirt-
schaft und Bodenschutz mitgeteilt werden, wenn ggfs. Weiterer Handlungsbedarf bestünde. 
Nach einer Beprobung hat man Aufschluss darüber, für was das Grundwasser wirklich geeig-
net ist (Trinkwasser, Poolwasser, Gießwasser). 
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Umsetzung 

Geschätzte Kosten für die Gesamtbeprobung der Gartenbrunnen liegen bei ca. 2.500-3.00 
Euro brutto. Diese Kosten könnten über den Ergebnishaushalt finanziert werden. Eine mögli-
che Förderung dieser Kosten könnte mit dem LRA, Amt f. Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
oder auch mit dem RP Freiburg abgefragt werden. Geeignete Labore für Grundwasserunter-
suchungen können beim LRA abgefragt und eine Angebotsanfrage/Beauftragung kurzfristig 
erfolgen, da freihändige Vergabe. Die Ergebnisse liegen innerhalb kurzer zeit der Gemeinde 
vor. 

Um die Gartenbrunnen mit dem Einverständnis der Grundstückseigentümer zu erhalten, 
könnte die Gemeindeverwaltung direkt Grundstückseigentümer schriftlich anfragen, ob hier 
eine Bereitschaft/Interesse besteht oder auch im örtlichen Mitteilungsblatt einen Aufruf 
starte. Die ersten 15 Eigentümer, die sich melden, könnten hier berücksichtigt werden. Die 
letzte Variante wäre nicht verwaltungsaufwändig und aus Sicht der Antragssteller werden 
hier sicherlich Eigentümer gefunden werden, die im Eigeninteresse diesem Aufruf nachkom-
men werden innerhalb kürzester Zeit. Ein mögliches Monitoring in einem 3-jahres Turnus wäre 
danach eine mögliche Alternative. 

2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 07.04.25 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3. Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 07.04.25 gefass-
ten Beschlüsse 

Erneuter Antrag auf Erlass von Schmutzwassergebühren 2023 von … , Kürzell. 

Der Gemeinderat lehnt den Teilerlass der Schmutzwassergebühr in Höhe von …. € … ab. 

Antrag …. zur Nutzung einer Teilfläche des Hartplatzes und zur Nutzung des ehemaligen 
Sportheims des FSV Meißenheim. 

Der Gemeinderat beschließt …, dass der Hartplatz genutzt werden kann, wenn die Kosten 
selbst getragen werden und eine Einzäunung von mind. 2 m errichtet wird. Eine Nutzungsver-
einbarung ist zu vereinbaren. Die Pflege/ der Unterhalt hat selbst zu erfolgen. Eine abschlie-
ßende Entscheidung in den Gremien kann nur nach Vorlage eines ausgearbeiteten Konzeptes 
erfolgen.  

Der Gemeinderat befürwortet … die Anfrage des …. zur Nutzung des ehemaligen FSV-Heims 
und beauftragt die Verwaltung, die weiteren Gespräche mit dem Verein zu führen. Eine ab-
schließende Entscheidung durch die Gremien erfolgt nach Vorlage eines ausgearbeiteten Kon-
zepts. Die Nutzungsvereinbarung ist analog zu den Regelungen mit den anderen örtlichen 
Vereinen zu treffen. 

Abschließend soll das Verfahren im Bezirksbeirat beraten und beschlossen werden soweit der 
Gemeinde keine weiteren finanziellen Mehraufwendungen entstehen. 

4. Betrieb der Ganztagsschule in der Friederike-Brion-Grundschule in Mei-
ßenheim 

Nach Rücksprache mit den Leitungen der Friederike-Brion-Grundschule und des SBBZ vom 
09.05.25 wird der Tagesordnungspunkt vertagt.  
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Bürgermeister A. Schröder erklärt sich für TOP 5 befangen und begibt sich in den Zuhörerbe-
reich. 

Gemeinderätin S. Fischer erläutert den nächsten Tagesordnungspunkt und übergibt an L. 
Rieck. 

5. Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters der Gemeinde Meißen-
heim      

a. Festsetzung des Endes der Einreichungsfrist für die Bürgermeisterwahl am 28.09.2025 und 
eine etwaige Stichwahl 

Rechtsgrundlage: § 10 Abs. 1 KomWG, § 20 Abs. 1 KomWO. Hiernach setzt der Gemeinderat 
das Ende der Einreichungsfrist fest. Das früheste Ende der Einreichungsfrist ist der 27. Tag vor 
dem Wahltag, also der 01.09.2025 um 18.00 Uhr.  

Die Bekanntmachung der zugelassenen Bewerbungen nach § 10 Abs. 6 KomWG, § 20 Abs. 
KomWO muss spätestens am 15. Tag vor dem Wahltag, das wäre der 13.09.2025, erfolgen. Da 
die Bekanntmachung in der Gemeinde Meißenheim über das Amtsblatt erfolgt, welches don-
nerstags erscheint, muss diese Bekanntmachung spätestens am 11.09.2025 erfolgen. Da die 
Sitzung des Gemeindewahlausschusses (GWA) über die Zulassung der Bewerbungen vor dem 
Redaktionsschlusstermin des Amtsblattes liegen muss, könnte der GWA am Dienstag, 
02.09.2025 um 10.00 Uhr beschließen und sollte das Ende der Einreichungsfrist auf Montag, 
den 01.09.2025 um 18.00 Uhr festgesetzt werden. 

Der Gemeinderat legt einstimmig das Ende der Einreichungsfrist für Bewer-
bungen auf Montag, den 01.09.2025 um 18.00 Uhr fest. 

b. Festlegung des Textes und des Datums der Stellenausschreibung 

Die Stelle der hauptamtlichen Bürgermeisterin / des hauptamtlichen Bürgermeisters ist nach 
§ 47 Abs. 2 GemO spätestens 2 Monate vor dem Wahltag, also bis zum 28.07.2025, öffentlich 
auszuschreiben. Die Ausschreibung hat nach der VwV zu § 47 GemO im Staatsanzeiger für Ba-
den-Württemberg zu erfolgen.  

Als Termin wird Freitag, der 27. Juni 2025 im Staatsanzeiger, in der örtlichen Tagespresse und 
im Amtsblatt der Gemeinde Meißenheim vorgeschlagen. 

Nach § 10 Abs. 1 KomWG beginnt die Einreichungsfrist mit dem Tag nach der Stellenausschrei-
bung, also am 28.06.2025. 

Für die Stellenausschreibung ist inhaltlich folgender Text vorgesehen: 

---------------------------------------------------------------- 

Gemeinde Meißenheim 

Landkreis Ortenaukreis 

Ausschreibung der Stelle der/des hauptamtlichen Bürgermeisterin/Bürgermeisters 

Die Stelle der/des hauptamtlichen Bürgermeisterin / Bürgermeisters der Gemeinde Meißen-
heim (rund 4.200 Einwohner) ist infolge Ablaufs der Amtszeit des bisherigen Amtsinhabers 
zum 06. Dezember 2025 neu zu besetzen. Die Amtszeit beträgt 8 Jahre. Die Besoldung richtet 
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
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Die Wahl findet am Sonntag, 28. September 2025, eine eventuell notwendig werdende Stich-
wahl am Sonntag, 12. Oktober 2025 statt. 

Wählbar sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes und Staatsangehörige ei-
nes anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union (Unionsbürgerinnen/Unionsbürger), die 
vor der Zulassung der Bewerbungen in der Bundesrepublik Deutschland wohnen. Die Bewer-
berinnen/Bewerber müssen am Wahltag das 18.Lebensjahr vollendet haben und müssen die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes eintreten. Nicht wählbar sind die in § 46 Abs. 2 und in § 28 Abs. 2 i. V. 
m. § 14 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg genannten Personen. 

Bewerbungen können frühestens am Tag nach dieser Stellenausschreibung und spätestens 
am Montag, 01. September 2025 um 18.00 Uhr, schriftlich bei der bzw. dem Vorsitzenden des 
Gemeindewahlausschusses, Bürgermeisteramt Meißenheim, Winkelstraße 28, 77974 Meißen-
heim, verschlossen mit der Aufschrift „Bürgermeisterwahl“, eingereicht werden. 

Der Bewerbung sind folgende Unterlagen beizufügen oder spätestens bis zum Ende der Ein-
reichungsfrist (siehe oben) nachzureichen: 

• 10 Unterstützungsunterschriften von im Zeitpunkt der Unterzeichnung wahlberechtigten 
Personen einzeln auf amtlichen Formblättern (Formblätter werden auf Anforderung der Be-
werberin/ des Bewerbers unter Angaben des Namens und der Hauptwohnung von Bürger-
meisteramt Meißenheim, Winkelstraße 28, 77974 Meißenheim kostenfrei ausgegeben); 

• eine für die Wahl von der Wohngemeinde der Hauptwohnung der Bewerberin/des Bewer-
bers ausgestellte Wählbarkeitsbescheinigung auf amtlichem Vordruck; 

• eine eidesstattliche Versicherung der Bewerberin/des Bewerbers, dass kein Ausschluss von 
der Wählbarkeit nach § 46 Abs. 2 der Gemeindeordnung vorliegt, auf amtlichem Vordruck; 

• Unionsbürgerinnen/Unionsbürger müssen außerdem zu ihrer Bewerbung eine weitere ei-
desstattliche Versicherung auf amtlichem Vordruck abgeben, dass sie die Staatsangehörigkeit 
ihres Herkunftsmitgliedstaates besitzen und in diesem Mitgliedstaat ihre Wählbarkeit nicht 
verloren haben.  In Zweifelsfällen kann auch eine Bescheinigung der zuständigen Verwal-
tungsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates über die Wählbarkeit verlangt werden. Ferner 
kann von Unionsbürgerinnen/Unionsbürgern verlangt werden, dass sie einen gültigen Identi-
tätsausweis oder Reisepass vorlegen und ihre letzte Adresse in ihrem Herkunftsmitgliedstaat 
angeben. 

Die Bewerbung umfasst im Falle einer notwendig werdenden Stichwahl auch die Teilnahme 
an der Stichwahl. Eine Rücknahme der Bewerbung nach der ersten Wahl ist nicht möglich 
(§10a Abs.1 des Kommunalwahlgesetzes).  

Ort und Zeit der persönlichen Vorstellung in einer öffentlichen Versammlung werden den Be-
werberinnen und Bewerbern rechtzeitig mitgeteilt.  

Der derzeitige Stelleninhaber bewirbt sich wieder. 

---------------------------------------------------------------- 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass die Ausschreibung der Stelle der 
hauptamtlichen Bürgermeisterin / des hauptamtlichen Bürgermeisters der Ge-
meinde Meißenheim im oben genannten Wortlaut im Staatsanzeiger Baden-
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Württemberg, in der lokalen Tagespresse und im Amtsblatt der Gemeinde Mei-
ßenheim am Freitag, 27.06.2025 erfolgt. 

c. Bildung der Wahlbezirke und Bestimmung der Wahlräume 

Die Gemeinde Meißenheim soll in die beiden Urnenwahlbezirke „Urne I Meißenheim“ und 
„Urne II Kürzell“ und zwei Briefwahlbezirke „Brief Meißenheim“ und „Brief Kürzell“ eingeteilt 
werden. 

Es wird vorgeschlagen, die Wahlräume für die „Urne I Meißenheim“ im Rathaus Meißenheim, 
Winkelstraße 28 in Meißenheim und für die „Urne II Kürzell“ in der Unditz-Halle, Westend-
straße 17 in Kürzell einzurichten. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass für die Bürgermeisterwahl 2025 
zwei Urnenwahlbezirke „Urne I Meißenheim“ und „Urne II Kürzell“, sowie zwei 
Briefwahlbezirke „Brief Meißenheim“ und „Brief Kürzell“ gebildet werden. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, als Wahlraum für den Urnenwahlbe-
zirk „Urne I Meißenheim“ das Rathaus Meißenheim, Winkelstraße 28 in Mei-
ßenheim und für den Urnenwahlbezirk „Urne II Kürzell“ die Unditz-Halle, Wes-
tendstraße 17 in Kürzell festzulegen 

d. Bildung des Gemeindewahlausschusses 

Dem Gemeinderat obliegt nach § 11 KomWG die Bildung des Gemeindewahlausschusses. Der 
Gemeindewahlausschuss leitet die Gemeindewahlen und stellt das Wahlergebnis fest. 

Da der Amtsinhaber Wahlbewerber ist, muss der Gemeinderat einen Vorsitzenden bestim-
men.  Weiterhin muss der Gemeinderat einen Stellv. Vorsitzenden und mindestens zwei Bei-
sitzer sowie deren Stellvertreter bestimmen. Ein Beisitzer wird zum Schriftführer bestellt. 

Die Fraktionen hatten die Möglichkeit einen Beisitzer bzw. stellv. Beisitzer für die Besetzung 
des GWA zu benennen. 

Die Verwaltung schlägt auf Grundlage dessen folgende Besetzung des Gemeindewahlaus-
schusses vor: 

Vorsitzender 
Wiedemer Matthias 

Stellv. Vorsitzender Rimmelin Thomas 

Beisitzer und Schriftführer Rieck Lasse 

Beisitzerin und stellv. Schriftführerin Lehmann Jasmin 

Beisitzer Heimburger Martin 

stellv. Beisitzer Fuhrmann Klaus 

stellv. Beisitzer Pieper Mathias 

Stellv. Beisitzer Kölli Thomas 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Gemeindewahlausschuss wie von 
der Verwaltung vorgeschlagen und abgebildet zu besetzen. 

Bürgermeister A. Schröder nimmt wieder an der Sitzung teil. 

6. Bauanträge 

6.1. Antrag zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren auf Flst. 30/3, Kastanienweg 14 in Kürzell 
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Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage zur 
Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Grundstück Flst. Nr. 30/3, 
Kastanienweg 14 in Kürzell.  

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele II“, 2. Bauab-
schnitt. Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 BauGB zu beurteilen. 

Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist damit 
genehmigungsfähig.  

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter.  

6.2 Antrag zur Erweiterung der Reithalle mit einem Schleppdach im vereinfachten Baugeneh-
migungsverfahren auf den Flst. 2434/27, 2434/30, 2434/39 und 2434/40, Binzenweg 14 in 
Meißenheim  

Der Antragsteller beantragt die Erweiterung der Reithalle mit einem Schleppdach zur Geneh-
migung im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf den Grundstücken Flst. Nr. 2434/27, 
2434/30, 2434/39 und 2434/40, Binzenweg 14 in Meißenheim.  

Unter dem Schleppdach werden landwirtschaftliche Maschinen sowie Geräte, die dem Pfer-
depensionsbetrieb dienen, untergestellt damit sie trocken und vor Regen geschützt sind. 

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Oberried“, 3. Änderung.  

Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach § 30 BauGB zu beurteilen. 

Das geplante Schleppdach entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist dem-
nach aus Sicht der Verwaltung genehmigungsfähig. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter.  

6.3. Antrag auf Nutzungsänderung von 6 Wohnungen in Ferienwohnungen auf dem Grund-
stück Flst. Nr. 282/3, Hauptstraße 34 in Meißenheim 

Der Antragsteller beantragt die Nutzungsänderung von 6 Wohnungen in Ferienwohnungen 
im vereinfachtes Verfahren nach § 52 LBO BW auf dem Grundstück Flst. Nr. 282/3, Hauptstraße 
34 in Meißenheim. 

Das Grundstück liegt in keinem Bebauungsplan, sondern im unbeplanten Innenbereich nach  

§ 34 BauGB. Das Gebiet wird als Mischgebiet nach § 6 BauNVO eingeschätzt. Demnach sind 
Ferienwohnungen, entsprechend ihres nach § 13a BauNVO als nicht störende Gewerbebe-
triebe definierten Störgrades, allgemein zulässig.  

In der kurzen Diskussion wird angesprochen. 

- Kritik an Ferienwohnungen bei bestehendem Wohnungsmangel. Ursprünglich war 
eine solche Nutzung nicht vorgesehen. 

- Ferienwohnungen stellen keinen einen störenden Betrieb für nahegelegene Einrich-
tungen darstellen, daher ist die Genehmigung grundsätzlich möglich 

- Hinweis, dass es generell an Wohnraum fehlt. Eigentumswohnungen sind für viele 
kaum bezahlbar.  Ferienwohnungen bei Nutzung durch Monteure oder Wochenend-
gäste wird weniger problematisch gesehen 
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- Wenn Nähe zum Europapark problematisch wird, müsse der Gemeinderat handeln. In 
südlicheren Gemeinden ist das bereits geschehen. 

- Nachfrage zu reservierten Parkplätzen beim Schulgelände. Die Stellplätze sind dem 
Gebäude zugeordnet, diese sind Beschildert. 

Der Gemeinderat leitet das Bauvorhaben bei 2 Gegenstimmen positiv zur Ge-
nehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einverneh-
men nach § 36 BauGB. 

6.4. Antrag auf Genehmigung zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Garage im 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf einem Teil von Flst.Nr. 5361/3, Lächel-
weg in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Garage auf einem 
noch abzutrennen Teil von Grundstück Flst.Nr. 5361/3 im Lächelweg in Kürzell. 

Das Bauvorhaben befindet sich im unbeplanten Innenbereich und wird nach § 34 BauGB beur-
teilt. Das Bauvorhaben ist zulässig wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 

Über das Einfügen entschiedet das Landratsamt Ortenaukreis. 

Die Bauherren planen 2 Stellplätze, somit ist die Stellplatzsatzung, die 1,5 Stellplätze für ein 
Einfamilienhaus vorsieht eingehalten. 

Die Vollständigkeit der Unterlagen wurde vom Landratsamt bisher noch nicht bestätigt. Das 
Baugrundstück befindet sich ca. 150 m von der BAB A5 entfernt, außerdem befinden sich in 
unmittelbarer Nähe Gewerbebetriebe. Von der Baurechtsbehörde beim Landratsamt wurde 
aus diesen Gründen ein Schallschutztechnisches Gutachten angefordert. Die im Schallschutz-
technischen Gutachten festgelegten Schallschutzmaßnahmen werden Bestandteil der Bauge-
nehmigung sein. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen nach § 36 
BauGB. 

Gemeinderätin J. Lehmann verlässt um 20:06 Uhr die Sitzung. 

6.5. Antrag auf Genehmigung zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses mit Garage im 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auf einem Teil von Flst.Nr. 5361/3, Lächel-
weg in Kürzell 

Der Bauherr beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Garage auf einem Teil 
von Grundstück 5361, Lächelweg in Kürzell. 

Die Teilungsvermessung wurde im Liegenschaftskataster vollzogen und das betreffenden 
Baugrundstück hat die Flst.Nr. 5361/4. 

Über den Bauantrag wurde bereits in der Sitzung vom 30.09.2024 beraten. Da sich das Bau-
grundstück in unmittelbarer Nähe der BAB A5 (ca. 150 m) und von Gewerbebetrieben befin-
det, wurde von der Baurechtsbehörde ein Schallschutztechnisches Gutachten angefordert. 

Die im Schallschutztechnischen Gutachten festgelegten Schallschutzmaßnahmen werden Be-
standteil der Baugenehmigung werden. 
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In der Zwischenzeit wurde durch den Bauherrn eine Planänderung eingereicht. Der Standort 
der geplanten Garage soll von der Zufahrt kommend von der linken auf die rechte Grund-
stücksseite verlegt werden. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter und erteilt das Einvernehmen. 

7. Vergabe der Arbeiten zur Erneuerung der Bodenbeläge im Ev. Kindergar-
ten in Meißenheim 

Die Linoleum-Bodenbeläge im Vorderhaus des Ev. Kindergartens in Meißenheim müssen sa-
niert werden.  

Nach der im Jahr 2018 erfolgten Beschichtung zeigen sich erneut erhebliche Mängel.  

Zur langfristigen Sanierung werden alle beschädigten Beläge auf einer Fläche von 300 m² aus-
getauscht. 

Die Mittel sind mit dem Haushaltsplan 2025 bereitgestellt.  

Die Arbeiten wurden durch Architekt F. Gässler ausgeschrieben. Die Submission erfolgte am 
05.05. mit folgendem Ergebnis 

 

 

 

 

Weiterhin sind Vor- und Nacharbeiten im Direktauftrag zu vergeben: 

- Ganatz GmbH Umzugsarbeiten nach Angebot 3.206,57 € inkl. MWSt. 
- Schreinerei Geppert Umzugsarbeiten geschätzt ca. 793,43 € inkl. MWSt. 

Die Arbeiten sollen in der Ferienzeit ausgeführt werden. 

In der kurzen Diskussion wird angesprochen: 

- Der Ansatz im Haushaltsplan wird nicht überschritten. 

- Im Jahr 2018 wurde nur die Beschichtung ausgeführt. Die damalige Entscheidung war 
zum damaligen Zeitpunkt sinnvoll. Jetzt soll der Boden vollständig erneuert werden. 

Der Gemeinderat erteilt einstimmig dem günstigsten Angebot der Fa. Waschke 
den Zuschlag.  

8. Vergabe der Malerarbeiten an der Leichenhalle Meißenhein 

Das Naturholzwerk an der Leichenhalle (aussen und innen) auf dem Friedhof in Meißenheim 
muss zur Instandhaltung neu gestrichen werden. Hierfür wurden im Haushalt 2025 Haushalts-
mittel in Höhe von 30.000,00 € unter dem Produkt „55.30.0000 Friedhofs- und Bestattungs-
wesen“ bei der Gebäudeunterhaltung (SK 4211 0000) eingestellt. 

 

Es wurden hierfür Angebote von drei Firmen eingeholt:  

inkl. MWSt. netto

1. Waschke Offenburg 18.952,38 € 15.926,37 € 100,0%

2. 21.693,40 € 18.229,75 €    114,5%

3. 26.824,56 € 22.541,65 €    141,5%
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 Angebotssumme (netto):   Angebotssumme (brutto):   

Fa. Hickl   17.412,00 €   20.720,28 €            0% 

Fa…….   20.200,00 €   24.038,00 €     16,01% 

Fa. …….  35.081,88 €   41.747,44 €   101,48% 

 

Die Umsetzung der Maßnahme kann durch den günstigsten Anbieter zeitnah – im Laufe die-
ses Sommers – erfolgen. 

Ein reibungsloser Ablauf von eventuellen Bestattungen in diesem Zeitraum ist gewährleistet 
und mit den Firmen besprochen worden. 

Es wird vorgeschlagen, dem günstigsten Anbieter, dem Malerfachbetrieb Andreas Hickl aus 
Meißenheim, den Zuschlag zu erteilen.  

Der Gemeinderat erteilt einstimmig den Zuschlag an die Fa. Hickl, zu einem An-
gebotspreis von (brutto) 20.720,28 €. 

9. Verschiedenes 

L. Rieck verlässt um 20:13 Uhr die Sitzung. 

Bürgermeister A. Schröder spricht die Sachlage zur PFAS-Belastung auf der Gemarkung Kür-
zell an. Er verweist auf die Ortschaftsratssitzung am 5. Mai 2025, in der das Landratsamt Or-
tenaukreis umfassend über die Belastung informiert hatte. Sämtliche Informationen, die der 
Gemeinde seither vorliegen, wurden sowohl auf der Internetseite der Gemeinde als auch im 
Amtsblatt veröffentlicht. 

Unter der Landebahn des Flugplatzes Lahr ist bereits in den 1980er Jahren eine Beschädigung 
an der Kerosinleitung aufgetreten. Laut einer Vereinbarung mit dem Bund werden etwaige 
Schäden aufgrund der Nutzung des Flugplatzes Lahr zu 25 Prozent vom Bund, der Rest von 
Kanada und Frankreich getragen. Erst durch eine Kerosinuntersuchung in einem der Belaste-
ten Gebiete sei man auf die PFAS-Problematik gestoßen. Anstoß war auch die in der Öffent-
lichkeit bekannte Problematik in Rastatt. Diese PFAS-Stoffe waren im Löschschaum enthal-
ten, der durch kanadische Kräfte bei Übungen auf dem Flugplatz verwendet wurde.  

Aufgrund von vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Staat Kanada gestaltet sich die Bereitstellung finanzieller Mittel zur Sanierung komplex. 
Dennoch wurden die Untersuchungen durch das Landratsamt fortgeführt. Im April 2025 
konnte festgestellt werden, dass die Belastung des Grundwassers bis in die Gemarkung Kür-
zell reicht. 

Das Landratsamt empfiehlt derzeit, Gartenbrunnen nicht zu nutzen. Im Nachgang zur Sitzung 
wurden bereits einige Bürgeranfragen gesammelt und an das Landratsamt weitergeleitet. 

Bezüglich der vorgeschlagenen Beprobung von Gartenbrunnen wird vorgeschlagen, dass 
diese nicht wie im Antrag aus der Mitte des Gemeinderats formuliert, nach dem Windhund-
prinzip erfolgen soll. Stattdessen möchte man über geeignete Fachfirmen und in Abstimmung 
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mit dem Landratsamt beproben lassen. Das Landratsamt befinde sich noch in einer frühen 
Phase und werde weiterhin Beprobungen durchführen. Zudem wurde Kontakt zu einer Pro-
fessorin an einer Universität aufgenommen, um das Thema gegebenenfalls wissenschaftlich 
begleiten zu lassen, da es die Gemeinde, selbst im Fall einer zeitnahen Reinigung, vermutlich 
über Jahrzehnte beschäftigen werde.  

Die Zuständigkeit für die weiteren Maßnahmen liegt beim Landratsamt und den zuständigen 
Bundesbehörden. Ohne die Kerosinuntersuchung und das Einwirken des Landratsamtes wäre 
die PFAS-Belastung wohl nicht entdeckt worden. 

Als weiterführender Vorschlag wird angeregt, das Amt für Wasserwirtschaft und das Gesund-
heitsamt in eine der kommenden Gemeinderatssitzungen einzuladen, um dort nochmals zu 
erläutern, welche Brunnen bereits beprobt wurden und welche weiteren Schritte sinnvoll er-
scheinen. Dies sei auch im Hinblick auf die Kosteneffizienz wichtig, damit gezielt dort unter-
sucht wird, wo ein konkreter Verdacht auf Belastung besteht. 

Gemeinderat C . Maurer nimmt an der Sitzung um 20:34 Uhr teil.  

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Alle Ratsmitglieder haben die Möglichkeit, öffentliche Tagesordnungspunkte einzuse-
hen. Es werden insbesondere die Kürzeller Mitglieder dazu aufgerufen, die Sitzungen 
wahrzunehmen. 

- Es wird auf das Verständnis für den Antrag gebeten und sich für eine flächendeckende 
Beprobung ausgesprochen. 

- Das Trinkwasser ist durch die PFAS-Belastung nicht betroffen. 
- Einzelne Grenzwerte seien zwar mit einem Höchstwert von 3,5 bei einem Grenzwert 

von 1 überschritten worden, am Flugplatz selbst ist jedoch ein Wert von 726 festge-
stellt worden.  

- Gerade in Randlagen oder Schrebergärten ist man auf Brunnen angewiesen und 
könnte ein Kostenfaktor sein. Insofern sei der Antrag nachvollziehbar. 

Bürgermeister A. Schröder weist darauf hin, dass Bürger sich mit Fragen direkt an das Rathaus 
wenden können. Die vollständige Präsentation und die Informationen des Landratsamts ist 
auf der Homepage der Gemeinde verfügbar. 

Nach der Debatte erklärt Gemeinderat P. Santo, dass der Antrag zurückgezogen wird, jedoch 
erwartet werde, dass das Landratsamt in einer der kommenden Sitzungen umfassend infor-
miert und über den Fortgang der Beprobungen berichtet. 

Bürgermeister A. Schröder informiert über das Angebot des Vereins Kitzrettung Ortenau e.V., 
der mit Drohnen und Wärmebildkameras kostenlos vor der Mahd Flächen absucht, um Kitze 
und andere Wildtiere zu schützen. Er bittet um Weitergabe der Information und Unterstüt-
zung der Aktion.  

Auf folgende Veranstaltungen wird hingewiesen: 

- Nacht der Musik am 17.05.2025. 
- Marche Gourmande am 18.05.2025. 
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- Informationsveranstaltung zur Tigermücke am 21.05.2025 um 19 Uhr; in diesem Zusam-
menhang erfolgt auch ein Hinweis auf die Ausgabe der TBI-Tabletten. 

- Einwohnerversammlung zum Integrierten Rheinprogramm am 02.06.2025 um 19 Uhr 
in der Festhalle Meißenheim mit Informationen durch das Regierungspräsidium. 

Zudem wird die rege Teilnahme bei der Abnahme der Leistungsabzeichen gewürdigt. Die Frei-
willige Feuerwehr hat in Oppenau einmal das bronzene und zweimal das goldene Leistungs-
abzeichen errungen. 

10. Frageviertelstunde 

Aus der Zuhörerschaft wird die Parkplatzsituation am Heimburger-Haus angesprochen. Die 
beschilderten Parkplätze gehören zum Eigentum des Heimburger-Hauses. Es wird angeregt, 
die Situation nochmals öffentlich darzustellen.  

Bezüglich der PFAS-Belastung wird gefragt, ob die Pächter der Gemeinde informiert werden. 
Eine Informationsveranstaltung wäre ggf. besser geeignet, um auch die Einwohner direkt zu 
erreichen. 

Weiterhin wurde nach der Entsorgung des Klärschlamms gefragt. Dieser wird gesammelt, 
nach Friesenheim überführt und im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde thermisch entsorgt.  

Zur PFAS-Thematik wurde bedauert, dass kein eigener Tagesordnungspunkt vorgesehen ist. 
Die Verwaltung verweist darauf, dass man mit dem Landratsamt in enger Abstimmung ist. 
Aufgrund fehlender Detailinformationen ist ein eigener TOP nicht sinnvoll gewesen, stattdes-
sen habe man in der Ortschaftsratssitzung bereits umfangreich und abgestimmt informiert. 

Gemeinderat P. Santo merkt an, dass Anregungen und Kritik jederzeit geäußert werden kön-
nen, bittet jedoch zugleich um einen respektvollen und fairen Umgang innerhalb des Gemein-
derats. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer 
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Hugo Wingert, Gemeinderat  
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